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Beklagten und Revisionsklägerin,
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25„ Juni 1964

in Berlin, an der mitgewirkt haben '

Senatspräsident R a a c k
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr" S c h w a n k h a r t und

Bundesrichter S c h m i d t h a l 3
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° B b e r l e ' und
Bundessozialrichter B r i n k m a n n

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 10 Juni 1962

mit den ihm zugrundeliegenden Feststellungen auf—

gehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen°
/
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Die im Jahre 1895 geborene Klägerin begehrt Hinte rblie benen—

rente aus der Arbeiterrentenve‘sicherung (ArV) ihresfrüheren

am 220 April 1947 verstorbenen Bhemannes° Ihre Ehe war am
20 Februar 1942 geschieden und der Versicherte‘fur allein

Ischuldig erklärt wordenc Am selben Tage hatten sie vor dem

Landgericht (LG) Berlin folgenden Vergleich geschlossen:

”Der Kläger verpflichtet sich, an die Beklagte vom 1° Februar

1942 ab wöchentlich im voraus 20‚—— RM Unterhaltsrente zu
zahlen° Bei dieser Rente soll es auch verbleiben, wenn sich das

Einkommen des Klägers verändert und er zu einer neuen Bhe

sohreitet° Der kläger verpflichtet sich ferner der Beklagten

gegenüber, die Kosten dieses Rechtsstreits und des Verg gleiche

zu tragen° Der Unterhaltsa nspruch des ger:1einschaftlichen

Sohnes derl Barteien an den Kläger wird hierdurch nicht berührt“°

Seit September 1945 war der Versicherte als Kraftfahrzeug—

ele l:triker beschäftigto Vom 100 Februar 1947 bis zu seinem

Tod befand er sich Vuegen einer Lunfen— und Kehlkopituberkulose

in stationärer Krankenhausbehandlung° Vor dieser Erkrankung

betrug sein Bruttocinkommen vom 20° September 1945 bis

31° mber 194 5 : BM 748,90, vom 10 Januar bis 510 Dezember

194b : RM 20901,45 und vom 1° Januar 1947 bis 15„ Februar 1947

: an 514, 400 Während dieser Zeiten zahlte er der Klägerin
_

lm cn Unte rhalta

Den bereits im Juni 1955 von der hieß erin gestellten Antrag

auf die Hinterbliebenenrente lehnte die Beklagte ab° Die dagegen

eincelecten Bech+ smittel blieben ohne Brfolg Durch recciwt

kraitig0s Urt 'eil des Landessoxialg erichts (LSG) Berlin vom

100 April 1056 wurde die Berufung der Klägerin zurückgewiesen;

in dem Urteil ist die Rechtsfrage, ob der Versicherte der

klägerin gegenüber im Zeitpunkt seines Todes oder in einer an—

gemessenen Zeit vorher nach dem Bhegesetz (Bheü) vom20° Februar

1 \ wLf4t3 unternalt spiliohtig mar, vorneint werdeno
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Die Klägerin beantragte am 9, März 1957 erneut, ihr Hinter—

bliebenenrente auf Grund des Arbeiterrentenversicherungs—
Neuregelungsgesetzes (ArVNG) zu gewähren„ Diesen Antrag

lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 27° Februar 1959 mit

der Begründung ab, der Versicherte sei zur Zeit seines

Todes wegen seiner Krankheit ohne Einkommen gewesen und habe

auch vorher seit 1945 ein so geringes Einkommen gehabt, daß

er nicht in der Lage gewesen sei, Unterhalt zu zahlen, ohne

seinen eigenen Lebensunterhalt zu gefährden° Mit der gegen

den Bescheid erhobenen Klage macht die Klägerin geltend, sie

selbst habe zur Zeit des Todes des Versicherten Sozialunter—

stützung bezogen; der Versicherte sei zumindest auf Grund

des Unterhaltsvergleichs vom 2„ Februar 1942 verpflichtet

gewesen, ihr zur Zeit seines Todes Unterhalt zu gewähren,

ohne daß es auf eine Prüfung seiner wirtschaftlichen Ver—

hältnisse angekommen wäre° Das Sozialgericht (SG) hat die

Klage abgewiesen°

Auf die Berufung der Klägerin hat das LSG das Urteil des SG

und den Bescheid der Beklagten aufgehoben und diese ver—

urteilt, der Klägerin seit dem 1° März 1957 Hinterbliebe—

nenrente aus der Versicherung ihres geschiedenen Ehemannes

zu zahlen° Es hat die Revision zugelassen„ Das LSG hat

angenommen, mit dem Vergleich vom 2° Februar 1942 hätten

die Klägerin und der Versicherte nicht nur die Unterhalts—

pflieht nach dem EheG bekräftigen, sondern bewußt eine

vertragliche Unterhaltsregelung treffen wollen, die über

die gesetzlichen Unterhaltspflichten hinausgegangen sei°

Ein solcher Unterhaltsvertrag stelle einen sonstigen Grund

im Sinne des 5 1265 der Reichsversieherungsordnung (RVG)

dar° Dieser Unterhaltsvertrag habe zur Zeit des Todes des

Versicherten noch bestanden und habe zu diesem Zeitpunkt

eine Unterhaltsverpflichtung des Versicherten der Klägerin

gegenüber begründet°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegto

Sie rügt unrichtige Anwendung des 5 1265 BVG und führt aus,
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das LSG habe nicht beachtet, daß ebenso wie bei der Abänderung

eines Urteils oder eines Prozeßvergleichs auch bei einem

"sonstigen Grund“ geprüft werden müsse, ob er während des

letzten Dauerzustandes vor dem Tode des Versicherten noch der

materiellen Rechtslage entsprochen habe, Der Versicherte sei

nach dem Kriege an Lungen— und Kehlkopftuberkulose erkrankt

gewesen° An diesem Leiden sei er auch verstorbeno Wegen dieses

Leidens sei sein Einkommen von ursprünglich 5,300,—— HM jähr—

lich um mehr als die Hälfte auf 220,—— RM monatlich im Jahre

1945 gesunkeno Naeh der Art und Schwere des_Leidens müsse

ein erheblicher Eigenbedarf wegen erhöhter Pflegekosten, Kräf-

tigunge— und Stürkungsmittel berücksichtigt werden, Außerdem

*ei zu beachten, daß die Lebensheltung nach dem Kriege wesent—(f

lich teurer gewesen sei als in den Jahren vorher, Die Revision

meint, daß die nach Abschluß des Vergleichs eingetretene Er—

krankung, das nicht voraussehbare Absinken der Einkünfte

infolse dieser Erkrankung und das Steigen der Lebenshaltungs—

kosten den Versicherten berechtigt hätten, wegen wesentlicher

Änderung der Verhältnisse sich auf @ 323.der Zivilprozeß—
ordnung — ZPO — zu berufen() Das LSG habe auch nicht bedacht,

daß der Versicherte zur Zeit seines Todes ein unterhaltsbe—

rechtigtes Kind von 12 Jahren hatte° Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG Berlin vom 1, Juni 1962

aufzuheben und die Berufung der Klägerin gegen

das Urteil des SG Berlin vom 1° Dezember 1960

zurückzuweisen,

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffendo'

Die zulässige Revision der Beklagten hatte insoweit Erfolg,

als das angefochtene Urteil aufgehoben und die Suche zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werden ist,
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Bei der Entscheidung über den im März 1957 erneut gestell—

ten Antrag der Klägerin auf Hinterbliebenenrente aus der

Versicherung ihres von ihr geschiedenen Ehemannes war von

9 1265 RVO auszugehen, der gemäß Art° 2 9 19 ArVNG Anwen—
dung findet, da der versicherte frühere Ehemann zwar vor dem

Inkrafttreten des ArVNG und damit des @ 1265 RVO in seiner

jetzigen Fassung, aber nach dem 500 April 1942 gestorben

ist° Allerdings war nach Art° 2 $ 44 ArVNG, da der Renten—

antrag der Klägerin vom Juni 1953 durch das rechtskräftige

Urteil des LSG Berlin vom 100 April 1956 bereits zurückge—

wiesen worden war, zu prüfen, ob die Vorschrift des 5

1265 RVO gegenüber der früheren Regelung des 5 1256 Abs° 4

RVG a„Fo günstiger isto @ 1265 RVO bestimmt, daß einer
früheren Ehefrau eines Versicherten, deren Ehe mit dem

‘Versicherten geschieden ist, nach dessen Tode Rente gewährt

wird, wenn ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes Unter—

halt nach den Vorschriften des EheG oder aus sonstigen

Gründen zu leisten hatte oder wenn er im letzten Jahr vor
seinem Tode Unterhalt geleistet hat° Diese Vorschrift ist

insoweit günstiger als @ 1256 Abs() 4 RVG a„F„‚ als sie die

Rente auch dann gewährt, wenn der Versicherte aus sonsti—

gen Gründen Unterhalt zu leisten hatte oder wenn er im

letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat, Nur

‚insofern kam eine neue Prüfung des Rentenanspruchs der

Klägerin in Betracht° Ob der Versicherte der Klägerin zur

Zeit seines Todes nach den Vorschriften des iheG Unterhalt

zu leisten hatte, konnte hingegen nicht mehr geprüft wer—
den, weil diese Rechtsfrage durch das Urteil des LSG

Berlin vom 100 April 1956 bereits rechtskräftig verneint

werden ist und die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit an

diese Entscheidung gebunden sind (Art, 2 $ 44 Satz 2
ArVNG)O Da der Versicherte der Klägerin im letzten Jahr

vor seinem Tode Unterhalt nicht geleistet hat, wie das

Berufungsgericht unangefochten festgestellt hat, war nur
noch zu prüfen, ob der Versicherte der Klägerin zur Zeit seines

Todes Unterhalt aus sonstigen Gründen zu leisten hatte"

Diese Voraussetzung hat das LSG als erfüllt angesehen, weil
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der Unterhaltsvergleieh vom 20 Februar 1942 einen sonstigen

Grund i„So des % 1265 EVO darstelleo Dem konnte der Senat '

nicht ohne weiteres folgen„

Es konnte auf sich beruhen, ob der vor dem LG Berlin am
2° Februar 1942 zu Protokoll des Gerichts geschlossene Unter—

heltsvergleich einen Prozeßvergleich und damit einen Voll—

streckungstitel 1080 des 5 794 Nr° 1 ZPO darstellt oder nur
einen in Form der gerichtlichen Protokollierung geschlossenen

bürgerlich—rechtlichen Unterhaltsvertrag‚ was davon abhängt,

ob er vor oder nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils zu

Protokoll des Gerichts erklärt werden ist (BGH 15, 195 ff;

Beumbech/Lauterbech, Zivilprozeßordnung, 26° Auflo‚ % 617 Anna°

4 A)„ Handelt es sich bei dem Unterhaltsvergleich um einen

Proseßvergleich und Vollstreckungstitel, so kommt ihm die Be—

deutung eines sonstigen Grundes ioS„ des @ 1265 EVO nicht zu,

wenn der Versicherte wegen wesentlicher Änderung der Verhält—

nisse zur Zeit seines Todes die Wirkung des Vollstreckungs— '

titels gemäß den @@325, 767 ZPO hätte beseitigen können

(Großer Senat in BSG 20, 1 ffo)° Ist der Unterhaltsvergleich
aber als bürgerlich—rechtlicher Unterhaltsvertrag anzusehen,

so kommt auch er als sonstiger Grund ioso des @ 1265 RVO nicht
in Betracht, wenn wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlege unter

Anwendung des @ 242 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zur
Zeit des Todes des Versicherten eine Unterhaltspflicht aus dem

Unterhaltsvertrag nicht mehr bestanden hat° Diese Grundsätz

hat das Berufungsgericht auch nicht verkanntu Es hat jedoch

angenommen, daß für den Versicherten auf Grund der in dem

Unterhaltsvergleich getroffenen besonderen Abreden das Recht

ausgeschlossen gewesen sei, sich auf den Einwand einer wesent—

lichen Änderung der Verhältnisse ioso der 55 323, 767 ZPO und

auf den W=gfell der Geschäftsgrundlage gemäß @ 242 BGB zu

berufen„ Dem ist zwar grundsätzlich zuz stimmen; denn nach dem

Unterhaltsvertrag sollte weder eine Änderung des Einkommens des

Versicherten noch seine erneute Eheschließung den Anspruch der

klägerin auf eine Unterhaltsrcnte von 20,—— RH wöchentlich

4„„beeinträchtigen; der Unterhaltsenspruch der Klägerin sollte

_7_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 _

in diesen Fällen von der Leistungsfähigkeit des Versicherten

und der Unterhaltsbedürftigkeit der Klägerin unabhängig sein°

Das Berufungsgericht hat auch in Erwägung gezogen, ob trotz

dieser Abreden in dem Unterhaltsvergleich der Versicherte

sich hätte darauf berufen können, daß sich wegen wesent—

licher Änderung der Verhältnisse die Geltendmachung des Un—

terhaltsanspruehs aus dem Unterhaltsvergleich durch die Klä-

gerin als unzulässige Reehtsausübung dargestellt hätteo Es

hat jedoch eine eigene Prüfung und Entscheidung dieser

Rechtsfrage nicht vorgenommen, offenbar in der Annahme,

daß das Nichtbestehen der Unterhaltspflicht aus dem Unter-

haltsvergleich erst hätte berücksichtigt werden können, nach—

dem durch eine besondere gerichtliche Entscheidung festge—

stellt worden wäre, daß die Geltendmachung des Unterhalts—

anspruchs aus dem Unterhaltsvergleich sich als unzulässige

Rechtsausübung darstelle und eine Unterhaltspflicht aus

diesem Grunde nicht'mehr besteheo In der Rechtslehre ist die
Frage aueh'umstritten‚ ob das Vorliegen der Voraussetzun— '

gen einer mißbräuchlichen Reehtsausübung wegen wesentlicher

Änderung der Verhältnisse kraft des zwingenden Rechts des
@ 242 BGB unmittelbar eine Beschränkung oder einen völligen

Wegfall des Unterhaltsanspruchs bedingt, also eine Ände—

rung des Anspruchsinhalts zur Folge hat, ohne daß es dafür

einesbesonderen gerichtlichen Ausspruchs bedarf (so Palandt,

BGB, 210 Aufl° @ 242 Anm° 6 e), oder ob dem Schuldner im
Falle einer unzulässigen Rechtausübung nur eine Einrede

zusteht und das Nichtbestehen der Verpflichtung aus dem

Unterhaltsvergleieh erst berücksichtigt werden kann, wenn

in einem gerichtlichen Verfahren entschieden ist, daß die

Einrede der unzulässigen Reehtsausübung durchgreift und

deshalb eine Unterhaltspflicht nicht besteht (so Staudinger,

Recht der Sehuldverhältnisse Bd° III Teil 1 b 1961, @242
B 525, E 245)° Für die Frage jedoch, ob der Versicherte
gemäß & 1265 EVO zur Zeit seines Todes auf Grund des Unter-

haltsvergleichs der Klägerin als eines sonstigen Grundes
Unterhalt zu leisten hatte, ist allein entscheidend, ob für

den Versicherten zu diesem Zeitpunkt eine Bflieht zur Unter—
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haltsgewährung aus dem Unterhaltsvertrag bestanden hat oder

nicht, Eine solche Unterhaltspflicht ist aber bereits dann

nicht gegeben, wenn der Versicherte zur Zeit seines Todes der

Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs durch die Klägerin die

Einrede der unzulässigen Hechtsausübung mit Erfolg hätte

entgegenhalten und eine Fee tetellunpsklebe mit dem Ergebnis

hätte durchführen können, daß eine Unterhalts pilicht aus dem

Unterhaltsvcrgleich nicht besteht, Hier haben dieselben

Grundsätze Anwendung zu finden, die der Große Senat in seinem

Beschluß vom 270 Juni 1963 (BbG 20, 1 ff,) zu der Frage ent—
wickelt hat, unter welchen Umstenden einem Vollstreckungs—

titel die Bedeutung eines sonstigen Grundes i,So des 5 1265

EVO ausnahmsweise nicht zukommt, nämlich, wenn der Versicherte

zur Zeit seines Todes die Wirkungen des Vollstreckungstitels

nach @ 323, 767 ZPO hätte beseitigen könnenc W'e es bei einem

Vollstreckungstitcl, der bis zum Tode des Versicherten rechts—

gültig fortbestanden hat, nicht darauf ankommt, ob er die

„btncerungsklage oder die Vollstreckungsgegenklage schon mit

Lr1 olg durchgeführt hatte, so ist es auch bei einem Unter—

haltsvc rtrag nicht erforderlich, daß der Versicherte zu seinen

Lebzeiten die Einrede der unzuläs s igc en Rechtsaus ubung bereits

mit Erfolg geltend gemacht hat, Es genügt, wenn er sie hätte

geltend machen können,

Da die zu 5 242 BGB entwickelten Grundsätze über die unzulässige

Rechtsau sbbung sowohl auf den Prozeßvcrfleieh als auch auf die

ub1iggen Vera leiche zur Anwendung gelangen, war daher zu prü—

fen, ob es nach Treu und Glauben eine unzulässige Rechtsaus—

ubung gewesen wäre, wenn die Kle5 erin aus dem Unterhalts er—

glcich zur Zeit des Todes des Versicherten einen Unterhalts—

ansp ruch erhoben hätte, Hierzu hat das frühere Reic che"e richt

(RG 160, 40, 49} bereits ausgefhhrt, daß auch ein Unterhal us—

vertrag dem allgemeinen, die gesamte Rechtsordnung beherrschen—

den, sich aus @ 242 BGB ergebenden Grundsatz unterworfen ist,

daB niemand sein Recht gegen Treu und Glauben geltend machen

de rfo Wenn die Zahlung einer unabänderlichen Unterhaltsrcnte
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vereinbart und damit die Berufung auf den Einwand der

wesentlichen Veränderung der Verhältnisse vertraglich aus—
geschlossen ist, so ist der Einwand der unzulässigen Rechts—

ausübung begründet, wenn die Erfüllung des Unterhaltsver—

trages die wirtschaftliche Existenz des Schuldners gefährden

würde, Benötigt der Verpflichtete die ihm zur Verfügung

stehenden Mittel zu seinem eigenen notdüritigen Unterhalt

und dem seiner nächsten Angehörigen, die auf ihn angewiesen

sind, so würde es gegen Treu und Glauben verstoßen, Wollte

man den Schuldner gleichwohl zur Veiterzahlung der vertrag—

lichen Unterhaltsrente für verpflichtet halten° Selbst wenn

also der Einwand einer wesentlichen Änderung der Verhültniss
vertraglich ausgeeschlossen ist, m seen dem zum Unterhalt

Verpflichteten die Mittel verbleiben, die er für seinen

eigenen, die Lebensexistenz sichernden Unterhalt benötigt°

Sind darüber hinaus hittel nicht vorhanden, so besteht ein

Anspruch aui die vertraglich zugesicherte Unterhaltsrente

nicht,

Die Entscheidung darüber, ob der Versicherte zur Zeit seines

Todes aus dem Unterhaltsvergleich vom 20 Februar 1942 der

Klä' gerin Unterhalt zu leisten hatte, hängt also davon ab,

ob der Versicherte in diesem Zeitpunkt hierzu fe hig 75er?

ohne seinen eigenen notdürftigen Unterhalt und den seiner

nächsten Angehörigen zu gefährden° Nur wenn der Versicherte

zur Zeit seines Todes über solche Mittel verfügte, die er

ohne Gefährdung seiner Lebensexistenz an die Klägerin hatte

abzweigen können, käme dem Unterhaltsvergleich die Bedeu-

tun ei nes sonstigen Grihdes i,S des @ 1265 EVO zu, Das
Berufungs ge1icht durfte deshalb die Prüfung und Entschei—

dung dieser Fr% e nicht dahingestellt lassen, sondern

hätte di

seno Das visionsgericht kann diese tatsächlichen Fest-stellungen
nicht treffen° Das angeiochtene Urteil mußte

deshalb aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entschei 1dung an das LSG zurückverwiesen werden (9170

bs° 2 SGG,

”@ d afür erforderlichen Tatsachen feststellen müs—

;>
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Beiseiner erneuten Entscheidung wird das Berufungsgericht

auch darüber zu befinden haben, ob der in dem Unterhaltsver-

gleich vereinbarte Ausschluß des Einwandes einer wesentlichen

Veränderung der Verhältnisse auch deshalb nicht Platz greift,

weil der Versicherte nach dem Kriege an einer Lungen— und

Kehlkopftuberkulose erkrankt und dadurch für ihn eine Ver—

mehrung seiner eigenen Bedürfnisse, also eine wesentliche

Änderung nicht seines Einkommens, sondern seiner Gesundheit,

eingetreten war, auf die sich die Abrede in dem Unterhaltsverv

gleich nicht erstreckt°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt der das Verfahren

abschließenden Entscheidung vorbehalteno
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